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Betreff: Entwurf eines Umwelthaftungsgesetzes; 

Stellungnahme 

Zu Zahl 7720/72-1 2/91 vorn 3. Dezember 1991 

Zum übersandten Entwurf eines Umwelthaftungsgesetzes wird fol­

gende Stellungnahme abgegeben: 

Zu § 4: 

In der 4. Zeile müßte es an Stelle "von ihr" richtig "von ihm" 

bzw. "vorn Betreiber oder vorn Verantwortlichen" und in der 5. 

Zeile an Stelle von "soweit sie dazu berechtigt ist" richtig "so­

weit sie dazu berechtigt sind", lauten. 

Zu § 5: 

Die Z. 1 sollte durch das Zitat 

"(§ 1311 ABGB) " ergänzt werden, da die höhere Gewalt nicht defi­

niert ist und zu § 1311 ABGB eine umfangreiche Rechtsprechung 

vorliegt. 
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Zu den §§ 9 und 10: 

Da im praktischen Betriebsgeschehen häufig eine vertragliche Ge­

heimhaltungspflicht, insbesondere auf Grund von Lizenzverträgen 

auch pönale Verpflichtungen bestehen, können diese Bestimmungen 

zu besonderen Härtefällen führen. 

Zu § 11: 

Die im Abs. 1 Z. 2 vorgesehene Zuerkennung der Anspruchslegitima­

tion für Umweltanwälte erscheint sehr bedenklich. Der Landesum­

weltanwalt ist nach dem Tiroler Naturschutzgesetz, LGBI.Nr. 

29/1991, als Organ sui generis des Landes eingerichtet, das ganz 

bestimmte, ihm vom Landesgesetzgeber zugewiesene Aufgaben zu be­

sorgen hat. Die Organisation des Landesumweltanwaltes einschließ­

lich seiner Ausstattung mit Personal sowie Sach- und Geldmitteln 

ist dieser vorgegebenen AufgabensteIlung angepaßt. 

Betraut nun der Bund den (Landes-)Umweltanwalt mit weitergehenden 

Befugnissen, so greift er damit nicht unwesentlich in die be­

stehende, aufeinander abgestimmte Organisations struktur des Lan­

des ein, abgesehen davon, daß die Befugnisse mit Auswirkungen für 

die Länder verbunden sein können, die nicht erwünscht sind: so 

ist für das Land mit einer unter Umständen großen Kostenbelastung 

zu rechnen, wenn der Umweltanwalt gerichtlich Ansprüche nach den 

§§ 3 und 4 des Umwelthaftungsgesetzes geltend macht und in 

solchen Prozessen unterliegen würde. 

Die Zuerkennung der Anspruchslegitimation für Umweltanwälte 

sollte daher entfallen. 

Zu § 12: 

Ein Verstoß gegen diese Bestimmung (z.B. kein Abschluß einer 

Haftpflichtversicherung bzw. mangelnde Zahlung der entsprechenden 

Prämien) würde dazu führen, daß Schadenersatzpflichten nicht bzw. 

nicht in absehbarer Zeit erfüllt werden könnten. In manchen Fäl­

len wäre es bei großen Schadenshöhen unter Umständen betriebs­

wirtschaftlich günstig, das Risiko der Nichtversicherung bzw. Un­

terversicherung einzugehen. Die Verluste für Menschen, Sachen und 

Umwelt (vgl. §§ 2 und 3 des Entwurfes) würden so tendentiell "so-
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zialisiert". Dies würde dem Ziel dieses Gesetzentwurfes nicht 

entsprechen (vgl. dazu Vorblatt Seite 1 bezüglich der Externali­

sierung der Kosten). 

Das Nichteinhalten dieser Bestimmung sollte daher schon im Um­

welthaftungsgesetz mit einer ausdrücklichen Sanktion etwa dahin­

gehend, daß die mangelnde Deckungsvorsorge zur Verweigerung oder 

zum Entzug der Anlagengenehmigung führt, belegt werden. In diesem 

Zusammenhang sei auch auf die entsprechenden Bestimmungen des 

deutschen Umwelthaftungsgesetzes, das am 1.1.1991 in Kraft getre­

ten ist, verwiesen. Die Behörde kann danach den Betrieb zur Gänze 
oder teilweise einstellen, wenn die Deckungsvorsorge fehlt. Eine 

verpflichtende Deckungsvorsorge ohne behördliche Kontrolle er­

scheint jedenfalls nicht sinnvoll. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem der 

Parlamentsdirektion zugeleitet. 

Für die Landesregierung: 

Landesamtsdirektor 
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Abschriftlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 

gesondert an die Verbindungs stelle der Bundesländer 
beim Amt der Niederösterr. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausf. 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

an das Büro des Föderalismusministers 

zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Für die Landesregierung: 

Dr. G s t r ein 

Landesamtsdirektor 
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